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Die Realismus-Achse der Zukunft
Maurer, Leuthard, Widmer-Schlumpf: Im Bundesrat gibt es eine Konstellation des Pragmatismus

VON OTHMAR VON MATT

Herr Baader, hat die Schweiz eine
Führungskrise?
Caspar Baader: Das hat sie. In der Hoch-
konjunktur ist es einfach zu führen, in
der Krise sehr viel schwieriger. Jetzt ist
Führungsstärke gefragt. Ich habe den
Eindruck, der Bundesrat lässt sich trei-
ben wie ein Schiff auf dem Meer, das die
Segel nicht gesetzt hat.

Es fehlt eine Strategie?
Der Bundesrat muss endlich aufhören,
sich ständig dem internationalen Druck
zu beugen und Pflästerlipolitik zu be-
treiben, indem er jetzt einzelsprung-
weise mit den USA und anderen Ländern
neue Doppelbesteuerungsabkommen
abschliesst. Zuerst muss er eine Gesamt-
strategie zur Wahrung der Interessen der
Schweiz erarbeiten, bevor er sich auf
neue Verhandlungen einlässt.

Hätte er das nicht längst tun müssen?
Natürlich. Wir haben in der Schweiz vier
Krisen: eine Wirtschafts-, eine Banken-
und eine Bankgeheimniskrise. Dazu
kommt eine Führungskrise. Was die
Wirtschaftskrise betrifft, war der Bundes-
rat noch bis letzten Herbst der Meinung,
sie existiere gar nicht. Doris Leuthard
sagte noch laut «Blick» vom 17. Septem-
ber: «Derzeit sind nach wie vor keine kon-
kreten Hinweise auf die Rezession sicht-
bar.» Fakt ist: Wir fielen in eine tiefe Re-
zession. Das sah man bereits im letzten
Sommer kommen. Der Bundesrat er-
kannte das Problem aber nicht.

Indirekt sagen Sie: Leuthard ist eine
Schönwetter-Wirtschaftsministerin.

Das kommt mir so vor. Nur: Für die Füh-
rung in der Krise ist nicht nur eine De-
partementsvorsteherin alleine zustän-
dig. Dies ist Aufgabe des Gesamtbun-
desrates.

Und wie hat die Regierung in der
Bankenkrise reagiert?
Vor allem dank der Nationalbank er-
kannte sie rechtzeitig, dass mit der UBS
ein Problem von volkswirtschaftlicher
Bedeutung auf uns zukam. Doch in die-
sem Bereich fehlt für mich die Planung
für die Zukunft.

Was sprechen Sie an?
Die Rezession ist noch lange nicht aus-
gestanden. Trotzdem darf es keinen
zweiten Fall UBS mehr geben. Das Klum-
penrisiko unserer Grossbanken für un-
sere Volkswirtschaft ist zu reduzieren.
Diese müssen durch strukturelle Anpas-

sungen verkleinert werden. Ich habe
aber keinerlei Indizien dafür, dass der
Bundesrat dieses Problem angeht.

Die Schweiz hätte ein ernsthaftes
Problem?
Ja, der Bundesrat hat dem internationa-
len Druck nachgegeben und will die
Amtshilfe bei Steuerhinterziehung aus-
dehnen. Als Folge wird weiteres Geld ab-
fliessen. Das wird bei den Banken zu wei-
teren Liquiditätsengpässen führen.

Damit wären wir bei der Bank-
geheimniskrise.
Hier ist für mich die Führungsschwäche
am offensichtlichsten.

Staatssekretär Michael Ambühl sagte:
Alle waren gewarnt.
Der Bundesrat wusste bereits im Som-
mer 2008 von den Amtshilfegesuchen
der USA. Damals war Pascal Couchepin
als Bundespräsident verantwortlich. Er
erkannte die Brisanz nicht, sonst hätte
er eine Abwehrstrategie erarbeiten las-
sen, begleitet von diplomatischen Akti-
vitäten. Stattdessen knickte die Regie-
rung unter dem Ultimatum der USA
ein und gab der Finma am 18. Februar
in letzter Minute grünes Licht zur Her-
ausgabe der UBS-Daten. Seither liess
sich der Bundesrat erneut von der aus-
ländischen Drohung erpressen, die
Schweiz würde auf eine schwarze Liste
gesetzt. Panikartig stimmte er der Aus-
weitung des Informationsaustausches
zu. Dabei könnte die OECD die Schweiz
nur durch einstimmigen Beschluss auf
diese Liste setzen. Inzwischen driften
die Bundesräte wie nach einem Bom-

beneinschlag unkoordiniert in alle
Richtungen.

Wie zeigte sich das?
Hans-Rudolf Merz beteuerte noch vor
zwei Wochen, das Bankgeheimnis müs-
se aufrechterhalten werden. Und schon
am 13. März beantragte er die Ausdeh-
nung des Informationsaustauschs. Eve-
line Widmer-Schlumpf flog in aller Eile
schlecht vorbereitet in die USA. Sie
konnte nicht einmal den Justizminister
treffen und verkündete die verheerende
Wortschöpfung «grobe Steuerhinterzie-
hung». Das war nicht abgesprochen. Pas-
cal Couchepin ist abgetaucht, obwohl
der Ursprung des Problems in seiner
Präsidialzeit liegt.

Und die anderen Bundesräte?
Doris Leuthard ist Vizepräsidentin der
OECD. Statt sich über die schwarze Liste
zu beklagen, hätte sie rechtzeitig den
Kontakt mit der OECD pflegen müssen.
Und Micheline Calmy-Rey zitierte für
die Galerie den deutschen Botschafter.
Nur entspricht das nicht ihrem inners-
ten Willen. Sie und die SP wollen das
Bankgeheimnis aufheben.

Hat die Situation damit zu tun, dass
verschiedene Bundesrats-Rücktritte
im Raum stehen?
Der Bundesrat ist in seiner heutigen Zu-
sammensetzung ein Gremium von Per-
sonen, die vor allem an sich und ihr po-
litisches Überleben denken. Sie wollen
auch im Ausland nicht anecken. Dabei
braucht es in Krisen Rückgrat und Sta-
bilität. Wenn sich Bundesräte nicht in
der Lage fühlen, eine Gesamtstrategie

zur Verteidigung der Interessen der
Schweiz zu entwickeln, sollen sie bitte
zurücktreten.

Was soll die Gesamtstrategie enthal-
ten, die Sie fordern?
Als Erstes müsste der Bundesrat einmal
sämtliche laufenden bilateralen Ver-
handlungen mit der EU sistieren, bis die-
se unser Steuersystem anerkennt. Zwei-
tens drohen bei einer Ausweitung des In-
formationsaustausches zusätzliche Gel-
der aus der Schweiz abzufliessen. Bevor
überhaupt über eine solche Ausweitung
verhandelt werden darf, sind die finan-
ziellen Konsequenzen und die Zahl des
Verlustes an Arbeitsplätzen abzuschät-
zen. Zudem hat der Bundesrat dem Par-
lament vorgängig Vorlagen zu unterbrei-
ten, wie der unserem Finanzplatz dro-
hende Verlust an Marktanteilen kom-
pensiert werden kann – beispielsweise
durch Anreize zur Rückführung von auf
die Kanalinseln oder die Bahamas abge-
wanderten Schweizer Geldern.

Woran denken Sie?
An die Aufhebung der Stempelsteuer, der
Emissionsabgabe, an eine weitere Unter-
nehmenssteuerreform und an eine allge-
meine Steueramnestie. Auch für das Pro-
blem der ausländischen Holding- und Do-
mizilgesellschaften benötigen wir eine
Abwehrstrategie. Für den Fall, dass die Si-
tuation eskaliert, sollte sich der Bundes-
rat auch ernsthaft Retorsionsmassnah-
men überlegen. Es ist etwas vom Dümms-
ten, in einer Krise einfach dem Druck
nachzugeben. Einmal erpressbar, immer
erpressbar. Die Regierung ist – leider –
umgefallen und eingeknickt.

PETER REGLI, der ehemalige
Geheimdienst-Chef, ist beun-
ruhigt. «Die heutige Finanz-
und Wirtschaftskrise stellt
die gefährlichste Herausfor-
derung für unser demokrati-
sches Rechtssystem dar, die
ich in meinen 64 Jahren bis-
her erlebt habe», sagt er. Und
stellt ernüchtert fest: «Unsere
Regierung ist diesen kompli-
zierten Szenarien nicht ge-
wachsen.» Sie bestehe aus
«sieben Eiskunstläufern, die
zu ihrer eigenen Musik auch
ihre eigenen Pirouetten»
drehten. Da sei kein Eisho-
ckeyteam am Werk, das um
den Verbleib in den Playoffs
kämpfe.

DESHALB PLÄDIERT Regli für 
einen nationalen Sicherheits-
rat, den die Regierung klar
auf «die strategische Ebene»
ausrichten müsste. Für Regli
soll er den heutigen Sicher-
heitsausschuss ersetzen. «Die-
ser Sicherheitsrat sollte sich
prospektiv mit der Gesamtla-
ge auseinandersetzen», sagt
Regli. Für den Ex-Geheim-
dienst-Chef war unmittelbar
«nach dem unfreundlichen
Angriff der deutschen Behör-
den auf Liechtenstein» eines
klar: Dass der Bundesrat eine
Task-Force hätte einsetzen
müssen. Denn ein Finanzan-
griff gehört für ihn zu den
modernen Bedrohungen ei-
nes Staates – neben der Infor-
mationskriegsführung, dem
islamischen Extremismus
und der organisierten Krimi-
nalität. (ATT)

Regli will
Sicherheits
-Rat
Ex-Geheimdienst-
Chef: «Gefährlichste
Herausforderung»

«Die Bundesräte driften in alle Richtungen»
SVP-Fraktionschef Caspar Baader kritisiert die Regierung, warnt eindringlich – und fordert eine Gesamtstrategie zur Wahrung der Interessen der Schweiz

Ueli Maurer (SVP), Doris Leuthard (CVP) und Eveline Widmer-Schlumpf (BDP) verstehen sich gut – und gewinnen gegenüber den anderen vier Magistraten an Einfluss.

Caspar Baader attackiert Bundesrat.

Die amtsjüngsten Bundesräte
gewinnen an Gewicht. Ueli
Maurer und Eveline Widmer-
Schlumpf nähern sich an. Auch
Doris Leuthard bewegt sich.
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Pascal Couchepin, Moritz Leuenberger
und Hans-Rudolf Merz werden – bis spä-
testens 2011 – zurücktreten. Und Miche-
line Calmy-Rey ist in der Regierung po-
litisch eine Outsiderin.

Die Zukunft gehört dem Trio Eveli-
ne Widmer-Schlumpf, Ueli Maurer und
Doris Leuthard. Sie bilden die Achse der

Zukunft, die sich durch Pragmatismus
und Realismus auszeichnet. Schon heu-
te, sagt ein Insider, arbeiten die drei
punktuell pragmatisch und erfolgreich
zusammen. Mal Widmer-Schlumpf mit
Maurer, wie etwa in der Frage der Pira-
terie vor der Küste Somalias. Mal Leut-
hard mit Maurer, wie etwa – indirekt –,
wenn sie Probleme der Regierung in der
Krise thematisieren.

ZUNEHMEND PRÄGEND für die Regierung
könnte die Verbindung Maurer/Wid-
mer-Schlumpf werden. Die beiden seien
in 75 bis 80 Prozent aller Fälle gleicher
Meinung, ihre Grundausrichtung sei

dieselbe. Das Verhältnis der beiden habe
sich nach den heftigen SVP-Attacken,
die Ueli Maurer als Parteipräsident ge-
ritten hatte, «einigermassen normali-
siert», halten Eingeweihte fest.

KENNER TRAUEN VOR ALLEM Maurer zu,
dass er innerhalb von zwei Jahren zu ei-
ner prägenden Figur der Regierung wer-
den könnte – wenn er so geschickt
weiterfährt wie bisher. Maurer ging seine
Tätigkeit in der Gesamtregierung sachte,
konziliant und konstruktiv an. «Er tritt
politisch sehr vorsichtig und wohldo-
siert auf», sagt ein Insider. Und er über-
rascht seine Kollegen mit wertvollen Er-

gänzungen, an die diese nicht gedacht
hatten. In der Krise um den Finanzplatz
etwa konzentrierten sich die Bemühun-
gen zunächst fast vollständig auf das Fi-
nanzdepartement und die Aussenpolitik
(Justiz und Diplomatie).

Maurer hat nun die innenpoliti-
sche Komponente eingebracht, die zu-
vor vergessen gegangen war. Er verlang-
te eine Strategie, welche Gegenforde-
rungen an die Verhandlungspartner
aufbaut, wie der «Blick» schreibt. Und er
beantragte einen Bericht, der die Aus-
wirkungen der Aufhebung des Bankge-
heimnisses für Ausländer aufzeigt. Der
Bundesrat folgte ihm – einstimmig.
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